
Klagegründe und wesentliche Argumente

Anmelderin der
Gemeinschaftsmarke:

Netscout Systems Inc.

Angemeldete Gemein-
schaftsmarke:

Wortmarke „NGENIUS“ für Waren
und Dienstleistungen der Klassen
9, 16 und 42 (Computer, Compu-
ter-Hardware und -Software;
Druckwaren; Computerpro-
gramme u. a.) — Anmeldung
Nr. 1 830 900.

Inhaberin der Wider-
spruchsmarke oder des
Widerspruchszeichens:

Kye Systems Corporation

Widerspruchsmarke
oder -zeichen:

Nationale Bildmarke „GENIUS“ für
Waren der Klassen 9 (Computer,
Diskettenlaufwerke, Drucker, Fax-
geräte u. a.).

Entscheidung der
Widerspruchsabteilung:

Zurückweisung der Anmeldung
für alle Waren der Klasse 9.

Entscheidung der
Beschwerdekammer:

Zurückweisung der Beschwerde.

Klagegründe: Verstoß gegen Artikel 8 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung
Nr. 40/94 des Rates

Klage der Italienischen Republik gegen die Kommission
der Europäischen Gemeinschaften, eingereicht am 18.

Februar 2005

(Rechtssache T-83/05)

(2005/C 106/76)

(Verfahrenssprache: Italienisch)

Die Italienische Republik hat am 18. Februar 2005 eine Klage
gegen die Kommission der Europäischen Gemeinschaften beim
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften einge-
reicht. Bevollmächtigter der Klägerin ist Antonio Cingolo,
Avvocato dello Stato.

Die Klägerin beantragt,

1) die Entscheidungen der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften vom 16. Dezember 2004 (POR Sicilia
2000-2006), 13. Januar 2005 (POR Calabria Ob. 1 2000-

2006), 13. Januar 2005 (POR Puglia Ob. 1 2000-2006), 17.
Januar 2005 (Docup Lombardia Ob. 2 2000-2006), 17.
Januar 2005 (POR Calabria Ob. 1 2000-2006) und 26.
Januar 2005 (POR Sardegna Ob. 1 2000-2006) für nichtig
zu erklären, die sämtlich darauf gerichtet sind, die Einleitung
der Verfahren zur Zahlung von Vorschüssen im Rahmen
von Beihilferegelungen an nach geltendem Recht nicht vor-
geschriebene Auflagen zu knüpfen, um die Zuschussfähig-
keit von Ausgaben zur Verwendung durch die jeweiligen
Strukturfonds zu Unrecht zu beschränken,

2) der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klagegründe und wesentlichen Argumente entsprechen
denen in der Rechtssache T-345/04 (Italienische Republik/Kom-
mission) (1).

(1) ABl. C 262 vom 23.10.2004, S. 55.

Klage der Nicole Schmit gegen die Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften, eingereicht am 17. Februar 2005

(Rechtssache T-84/05)

(2005/C 106/77)

(Verfahrenssprache: Französisch)

Nicole Schmit, wohnhaft in Ispra (Italien), hat am 17. Februar
2005 eine Klage gegen die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften beim Gericht erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften eingereicht. Prozessbevollmächtigter der Kläge-
rin ist Rechtsanwalt Eric Boigelot.

Die Klägerin beantragt,

— die Offenlegung des Berichts aller die Klägerin betreffenden
und vom OLAF versiegelten Unterlagen anzuordnen;

— die Offenlegung des Berichts, der die interne Untersuchung
gegenüber der Klägerin abschließt, anzuordnen;

— die gegenüber der Klägerin durchgeführte Untersuchung
aufzuheben;

— den Vermerk des OLAF über „die Anzeige der Untersu-
chung und die Unterrichtung der italienischen Justizbehör-
den“ aufzuheben;
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— den an die italienischen Justizbehörden übermittelten Unter-
suchungsbericht aufzuheben;

— jede folgende oder sich auf diese Entscheidungen bezie-
hende Maßnahme, die nach der Erhebung der vorliegenden
Klage getroffen wird, aufzuheben;

— das OLAF und die Kommission zur Zahlung eines nach bil-
ligem Ermessen auf 30 000 Euro geschätzten Schadenser-
satzes nebst Zinsen zu verurteilen, vorbehaltlich einer Erhö-
hung und/oder Herabsetzung im Laufe des Verfahrens;

— der Beklagten auf jeden Fall die Kosten des Verfahrens auf-
zuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Zur Begründung ihrer Klage macht die Klägerin die gleichen
Klagegründe geltend wie die Kläger in der Rechtssache T-22/
05.

Klage der Gemeinde Ano Liosia und weiterer sechs Perso-
nen gegen die Kommission der Europäischen Gemein-

schaften, eingereicht am 16. Februar 2005

(Rechtssache T-85/05)

(2005/C 106/78)

(Verfahrenssprache: Griechisch)

Die Gemeinde Ano Liosia mit Sitz in Ano Liosia (Attika) sowie
Théodora Goula, Argyris Argyropoulos, Ioannis Manis, Eleni
Dalipi, Vasilis Papagrigoriou und Giorgos Frangalexis haben am
16. Februar 2005 eine Klage gegen die Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften beim Gericht erster Instanz der Euro-
päischen Gemeinschaften eingereicht. Prozessbevollmächtigter
der Kläger ist Rechtsanwalt G. E. Kalavros.

Die Kläger beantragen,

— Die Entscheidung K(2004)5522 der Kommission vom 21.
Dezember 2004 über die Gewährung einer Finanzhilfe des
Kohäsionsfonds für das Projekt „Errichtung einer zweiten
Abfalldeponie, erste Phase, in Westattika in Skalistri,
Gemeinde Fyli,“ an die Hellenische Republik (CCI-Nummer:
2004 GR 16 C PE 001) für nichtig zu erklären,

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Kläger stützen ihre Klage darauf, dass die angefochtene Ent-
scheidung den in den Artikel 2, 4 Absatz 1 und 174 EG nieder-
gelegten Zielen der Erhaltung und des Schutzes der Umwelt

sowie der Verbesserung ihrer Qualität, des Schutzes der
menschlichen Gesundheit sowie einer umsichtigen und ratio-
nellen Verwendung der natürlichen Ressourcen zuwiderlaufe,
da sie die Region Ano Liosia — ein verschmutzte und benach-
teiligte Region — zur Aufnahme von erheblich größeren Men-
gen verpflichte als dies bei den beiden anderen für den Bezirk
Attika vorgesehenen Abfallbewirtschaftungszentren der Fall sei.
Die Kläger verweisen auf viele Probleme im Zusammenhang
mit dem für die Errichtung der Deponie vorgesehenen Ort,
zum Beispiel das diese Deponie im Wesentlichen die Fortset-
zung einer bereits vorhandenen Einrichtung darstelle, dass die
fragliche Region als absolutes Schutzgebiet für die natürliche
Umwelt eingestuft worden sei, dass sie teilweise bewaldet sei
und teilweise wieder aufgeforstet werden müsse, dass die Eigen-
tumsverhältnisse nicht geklärt seien und dass sie gemäß der
durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfung nicht die am
besten geeignete Region sei.

Ferner laufe die angefochtene Entscheidung den Verpflichtun-
gen der Hellenischen Republik,

— aus den Artikeln 3 und 4 der Richtlinie 91/156 (1), Maßnah-
men zu treffen, um die Verhütung oder Verringerung der
Erzeugung von Abfällen und ihrer Gefährlichkeit sowie die
Entwicklung sauberer Technologien, die eine sparsamere
Nutzung der natürlichen Ressourcen ermöglichen, zu för-
dern und um sicherzustellen, dass die Abfälle verwertet oder
beseitigt werden, ohne dass die menschliche Gesundheit
gefährdet wird und ohne dass Verfahren oder Methoden
verwendet werden, welche die Umwelt schädigen können,

— aus den Artikeln 3, 4 und 6 der Richtlinie 75/442 (2), den
speziellen regionalen Plan für die Einschränkung der Abfall-
bildung, die Verwertung und die Umwandlung von Abfällen
einzuhalten,

— aus Artikel 3 der Richtlinie 96/61 (3), sich zu vergewissern,
dass die Anlage so betrieben wird, dass keine erheblichen
Umweltverschmutzungen verursacht werden,

und den Verpflichtungen der Hellenischen Republik aus Artikel
1 der Richtlinie 97/11 (4) zuwider.

(1) Richtlinie 91/156/EWG des Rates vom 18. März 1991 zur Ände-
rung der Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle (ABl. L 78, S. 32).

(2) Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle
(ABl. L 194, S. 39).

(3) Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut-
zung (ABl. L 257, S. 26).

(4) Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur Änderung der
Richtlinie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 73, S. 25).
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